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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland
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Sozialgericht Landessozialgericht Berlin-Brandenburg
Sachgebiet Krankenversicherung
Abteilung 28.
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Rechtswegverweisung –

sozialgerichtliches Verfahren –
Kostenentscheidung bei erfolgreicher
Beschwerde – Schadensersatzanspruch 

Leitsätze -
Normenkette GVG § 17 a Abs. 3 

SGG § 51 Abs. 1 Nr. 10

SGB X § 81 b Abs. 1 
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1. Instanz

Aktenzeichen S 21 KR 65/22
Datum 31.03.2023

2. Instanz

Aktenzeichen L 28 KR 228/23 B
Datum 23.07.2024

3. Instanz

Datum -

Auf die Beschwerde des KlÃ¤gers wird der Beschluss des Sozialgerichts
Frankfurt (Oder) vom 31. MÃ¤rz 2023 aufgehoben. 

Â 

Das Verfahren ist wegen der unter Ziffer 6 der Klageschrift vom 14. MÃ¤rz
2022 erhobenen SchadensersatzansprÃ¼che weiterhin beim Sozialgericht
Frankfurt (Oder) zum Aktenzeichen SÂ 21Â KRÂ 65/22 anhÃ¤ngig.

Die Kostenentscheidung bleibt dem Hauptsacheverfahren vorbehalten.
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Â 

Die weitere Beschwerde wird nicht zugelassen.

Â 

Â 

GrÃ¼nde

Â 

Auf die Beschwerde des KlÃ¤gers vom 30. Mai 2023, mit der er sich gegen den ihm
am 27. April 2023 zugestellten Beschluss des Sozialgerichts Frankfurt (Oder) vom
31.Â MÃ¤rz 2023 wendet, mit dem das Sozialgericht einen Teil der in dem
erstinstanzlichen Klageverfahren geltend gemachten AnsprÃ¼che (konkret Ziff. 6
der Klage vom 14. MÃ¤rz 2022) abgetrennt und den Rechtsstreit insoweit an das
fÃ¼r sachlich und Ã¶rtlich als zustÃ¤ndig erachtete Landgericht Duisburg verwiesen
hat, war der Beschluss des Sozialgerichts aufzuheben.

Â 

I. Der KlÃ¤ger hat mit seinem Schreiben vom 30. Mai 2023, mit welchem er
wÃ¶rtlich â��im Wege der Wiedereinsetzung in den vorigen Stand RÃ¼ge und
Gegenvorstellungâ�� gegen den aus seiner Sicht willkÃ¼rlichen Beschluss des
Sozialgerichts vom 31.Â MÃ¤rzÂ 2023 erhebt, nach entsprechender Auslegung
durch den Senat das Rechtsmittel der Beschwerde eingelegt (vgl. Â§ Â 123
Sozialgerichtsgesetz â�� SGG), wie ihm mit Schreiben des Gerichts vom 18. Juli
2023 mitgeteilt worden ist. EinwÃ¤nde dagegen hat er nicht erhoben.

Â 

II. Die zulÃ¤ssige Beschwerde hat auch in der Sache Erfolg.

Â 

1. Die Beschwerde ist gemÃ¤Ã� Â§ 202 SGG i.Â V.Â m.Â  Â§ 17a Abs. 4 Satz 3
Gerichtsverfassungsgesetz (GVG) statthaft. Hiernach ist die gerichtliche
Entscheidung Ã¼ber die Rechtswegverweisung mit der sofortigen Beschwerde
gemÃ¤Ã� den Vorschriften der jeweiligen Verfahrensordnung anfechtbar. Sie ist
auch im Ã�brigen zulÃ¤ssig (vgl. Â§ 17a Abs. 4 Satz 3 GVG i. V. m. Â§ 173 SGG).

Â 

2. Die Beschwerde gegen die Verweisung der vom KlÃ¤ger unter Ziff. 6 seiner
Klageschrift (vom 14. MÃ¤rz 2022) gegen die Beklagte erhobenen und vom
Sozialgericht abgetrennten SchadensersatzansprÃ¼che an das Landgericht
Duisburg ist begrÃ¼ndet. Es fehlt an den Voraussetzungen fÃ¼r die
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Rechtswegverweisung, weil der Rechtsweg fÃ¼r die im vorliegenden
Beschwerdeverfahren gegenstÃ¤ndliche Streitigkeit durch Gesetz vor den
Sozialgerichten erÃ¶ffnet ist. 

Â 

HÃ¤lt das Gericht des ersten Rechtszuges den zu ihm beschrittenen Rechtsweg
fÃ¼r unzulÃ¤ssig, hat es dies gemÃ¤Ã� Â§Â 202 SatzÂ 1 Halbsatz 1 SGG
i.V.m.Â Â§Â 17a Abs. 2 SatzÂ 1 GVG nach AnhÃ¶rung der Parteien von Amts wegen
auszusprechen und den Rechtsstreit an das zustÃ¤ndige Gericht des zulÃ¤ssigen
Rechtsweges zu verweisen. Eine Verweisung des Rechtsstreits ist jedoch nur dann
geboten und zulÃ¤ssig, wenn der beschrittene Rechtsweg schlechthin nicht
erÃ¶ffnet ist. Denn das Gericht des zulÃ¤ssigen Rechtsweges entscheidet den
Rechtsstreit gemÃ¤Ã� Â§Â 17 Abs. 2 SatzÂ 1 GVG unter allen in Betracht
kommenden rechtlichen Gesichtspunkten (vgl. BSG, Beschluss vom 6. MÃ¤rz
2023Â â�� B 1 SF 1/22 RÂ â�� juris Rn. 7).

Â 

Der Rechtsweg zu den Sozialgerichten ist insbesondere in den in Â§ 51 Abs. 1 SGG
nÃ¤her bezeichneten Ã¶ffentlich-rechtlichen Streitigkeiten erÃ¶ffnet. Aus Â§ 51 Abs.
1 Nr. 10 SGG folgt, dass die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit Ã¼ber Ã¶ffentlich-
rechtliche Streitigkeiten entscheiden, fÃ¼r die durch Gesetz der Rechtsweg vor
diesen Gerichten erÃ¶ffnet wird. So liegt es hier. 

Â 

Der KlÃ¤ger verlangt von der Beklagten Schadensersatz und Schmerzensgeld im
Wege der Staatshaftung und macht wÃ¶rtlich einen â��Staatshaftungsschadenâ��
geltend wegen VerstÃ¶Ã�en gegen die Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO), die
Mitarbeitende der Beklagten im Zusammenhang mit der Ablehnung von Fahrtkosten
zu einer ambulanten Behandlung nach dem FÃ¼nften Buch Sozialgesetzbuch (SGB
V) begangen haben sollen. Art. 82 DSGVO begrÃ¼ndet AnsprÃ¼che auf
Schadensersatz gegen die an einer Datenverarbeitung beteiligten Verantwortlichen
im Fall eines VerstoÃ�es gegen Pflichten aus der DSGVO. GemÃ¤Ã� Art. 82 Abs. 6
DSGVO sind mit diesen AnsprÃ¼chen die Gerichte zu befassen, die nach den
Rechtsvorschriften des jeweiligen Mitgliedsstaates zustÃ¤ndig sind, in denen der
Verantwortliche eine Niederlassung hat (Art. 79 Abs. 2 DSGVO). Dies sind auf der
Grundlage von Â§ 81b Abs. 1 Satz 1 Sozialgesetzbuch Zehntes Buch (SGB X) die
Sozialgerichte. Denn eine Klage auf Schadensersatz nach Â§ 82 DSGVO ist bei
Vorliegen der Ã¼brigen Voraussetzungen eine Klage in diesem Sinne ist (dazu a).
Diese Rechtswegzuweisung wird weder durch Â§ 839 BÃ¼rgerliches Gesetzbuch
(BGB) i.V.m. Art. 34 Satz 3 Grundgesetz (GG) verdrÃ¤ngt (dazu b.), noch ist die
einfachgesetzliche Rechtswegzuweisung des Â§ 40 Abs. 2 Satz 1
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) vorliegend anwendbar (dazu c.). 

Â 
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a) GemÃ¤Ã� Â§ 81b Abs. 1 SGB X ist fÃ¼r Klagen der betroffenen Person gegen
einen Verantwortlichen oder einen Auftragsverarbeiter wegen eines VerstoÃ�es
gegen datenschutzrechtliche Bestimmungen im Anwendungsbereich der
Verordnung (EU) 2016/679 oder der darin enthaltenen Rechte der betroffenen
Person bei der Verarbeitung von Sozialdaten im Zusammenhang mit einer
Angelegenheit nach Â§ 51 Absatz 1 und 2 SGG der Rechtsweg zu den Gerichten der
Sozialgerichtsbarkeit erÃ¶ffnet. Eine solche Klage liegt hier vor.

Â 

Gegenstand der hier zu Nr. 6 erhobenen und nach Abtrennung durch das
Sozialgericht allein im Beschwerdeverfahren gegenstÃ¤ndlichen Klage ist ein
Schadensersatzanspruch wegen eines geltend gemachten VerstoÃ�es gegen
datenschutzrechtliche Bestimmungen der DSGVO bzw. der in ihr enthaltenen
Rechte der betroffenen Person bei der Verarbeitung der Sozialdaten im
Zusammenhang mit einer Angelegenheit nach Â§ 51 Abs. 1 SGG. Denn die Beklagte
hat als Krankenkasse, deren Mitglied der KlÃ¤ger ist, im Zusammenhang mit
AntrÃ¤gen des KlÃ¤gers auf die GewÃ¤hrung von Leistungen der gesetzlichen
Krankenversicherung, konkret der Krankenbehandlung und Begleitleistungen
(Fahrtkosten), Daten des KlÃ¤gers gespeichert und verarbeitet. 

Â 

Auch die weiteren Voraussetzungen des Â§ 81b SGB X sind erfÃ¼llt. Die Beklagte
hat im Zusammenhang mit einem Antrag auf Leistungen Sozialdaten des KlÃ¤gers
i.S.v. Art. 4 Nr. 1 DSGVO, mithin personenbezogene Daten verarbeitet. Sozialdaten
sind personenbezogene Daten (wie z.Â B.Â  Namen), die von einer in Â§â��35
SGBâ��I genannten Stelle im Hinblick auf ihre Aufgaben nach diesem Gesetzbuch,
d.h. mitÂ fachlichem Bezug, verarbeitet werden (HK-SozDatenschutzR/MeiÃ�ner,
SGB X, 5. Aufl. 2023, Â§ 67 Rn. 6). Erfasst sind damit u.a. alle SozialleistungstrÃ¤ger
(Wiesner/Wapler/Walther, SGB I, 6.Â Aufl. 2022, Â§ 35 Rn. 7) und demzufolge auch
die Beklagte als Krankenkasse, soweit sie, wie hier, ihre Aufgaben nach dem SGB V
wahrgenommen hat. Der KlÃ¤ger klagt auch als betroffene Person i.S.v. Art. 4 Nr. 1
DSGVO gegen die Beklagte als Verantwortliche i.S.v. Art. 4 Nr. 7 Halbsatz 2 DSGVO. 

Â 

b) Die durch Gesetz i.S.d. Â§ 51 Abs. 1 Nr. 10 SGG geregelte Rechtswegzuweisung
des Â§ 81b SGB X wird nicht durch Art. 34 Satz 3 GG verdrÃ¤ngt. Dabei kann
offenbleiben, ob der KlÃ¤ger daneben Ã¼berhaupt AnsprÃ¼che auf Amtshaftung
i.S.Â des Art. 34 Satz 3 GG i.Â V.Â m.Â Â§ 839 BGB geltend macht. Denn der
Schadensersatzanspruch gemÃ¤Ã� Art. 82 Abs. 1 DSGVO i.V.m. Â§ 81b SGB X ist
kein Amtshaftungsanspruch, fÃ¼r den Art. 34 Satz 3 GG den Rechtsweg zu den
ordentlichen Gerichten garantiert (vgl. BSG, Beschluss vom 6. MÃ¤rz 2023 â�� BÂ 1
SF 1/22 R â�� juris Rn. 19 ff. m.w.N.). Es handelt sich schon deshalb nicht um einen
Amtshaftungsanspruch, weil er sich nicht gegen einen Amtswalter richtet, sondern
unmittelbar gegen den i.S.d. DSGVO Verantwortlichen, hier die beklagte
Krankenkasse (vgl. BSG, a.a.O.,Â Rn. 24 m.w.N.). 
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Â 

c) Die abdrÃ¤ngende Sonderzuweisung des Â§ 40 Abs. 2 Satz 1 VwGO, wonach fÃ¼r
vermÃ¶gensrechtliche AnsprÃ¼che aus Aufopferung fÃ¼r das gemeine Wohl und
aus Ã¶ffentlich-rechtlicher Verwahrung sowie fÃ¼r SchadensersatzansprÃ¼che aus
der Verletzung Ã¶ffentlich-rechtlicher Pflichten, die nicht auf einem Ã¶ffentlich-
rechtlichen Vertrag beruhen, der ordentliche Rechtsweg erÃ¶ffnet ist, fÃ¼hrt zu
keiner anderen Bewertung. Diese Bestimmung tritt hinter dem spezielleren Â§ 81b
Abs. 1 SGB X zurÃ¼ck (BSG, a.a.O., Rn. 24 a.E.). 

Â 

3. Es liegen auch keine Anhaltspunkte dafÃ¼r vor, dass der Rechtsstreit vom
Sozialgericht Frankfurt (Oder) an ein anderes, Ã¶rtlich zustÃ¤ndiges Sozialgericht zu
verweisen (gewesen) wÃ¤re. GemÃ¤Ã� Â§ 57 Abs. 1 SGG ist Ã¶rtlich zustÃ¤ndig das
Sozialgericht, in dessen Bezirk der KlÃ¤ger zur Zeit der Klageerhebung seinen Sitz
oder Wohnsitz oder in Ermangelung dessen seinen Aufenthaltsort hat; steht er in
einem BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis, so kann er auch vor dem fÃ¼r den
BeschÃ¤ftigungsort zustÃ¤ndigen Sozialgericht klagen. 

Â 

DafÃ¼r, dass der KlÃ¤ger, der seit Juni 2022 von der Beklagten Krankengeld bezog,
weiter in einem BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis stÃ¤nde, ist nichts ersichtlich. Im
Ã�brigen war er zwar noch im Februar 2023 seit 2005 in DÃ¼sseldorf mit
Wohnanschrift fÃ¶rmlich gemeldet. Jedoch ist er nach eigenen Angaben zum
Zeitpunkt der Erhebung der Klage vor dem Sozialgericht Frankfurt (Oder) am 14.
MÃ¤rz 2022 wohnungslos gewesen und hat in Frankfurt (Oder) seinen
gewÃ¶hnlichen Aufenthalt gehabt. FÃ¼r die Richtigkeit dieser Angabe spricht die
von ihm Ã¼bersandte ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung eines Arztes mit Praxis in
FÂ  die am 14. MÃ¤rz 2022 fÃ¼r den KlÃ¤ger ausgestellt wurde. Seinen in Duisburg
wohnhaften Bruder hat er dagegen lediglich als ZustellbevollmÃ¤chtigten
angegeben. 

Â 

4. Die Aufhebung des Beschlusses wegen fehlerhafter Rechtswegverweisung erfasst
zugleich die allein zu diesem Zweck vom Sozialgericht vorgenommene Abtrennung
des Schadensersatzanspruchs (vgl. Landessozialgericht Berlin-Brandenburg,
Beschluss vom 15. Dezember 2015Â â�� L 1 KR 320/15 NZBÂ â�� juris Rn. 9).Â  

Â 

III. Die Kostenentscheidung bleibt dem Hauptsacheverfahren vorbehalten, weil es
vorliegend bei dem vom KlÃ¤ger zutreffend beschrittenen Rechtsweg verbleibt. Im
Fall einer begrÃ¼ndeten Rechtswegbeschwerde gibt es von vornherein keinen
Ansatzpunkt, um einen der Beteiligten isoliert mit Rechtsverfolgungskosten im
Beschwerdeverfahren zu belasten, weil weder der KlÃ¤ger noch die Beklagte
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unterlegen sind (so fÃ¼r Verfahren im Sinne des Â§ 183 SGG im Ergebnis auch BSG,
Beschluss vom 1. April 2009 â�� B 14 SF 1/08 R â��; vgl. auch LSG Nordrhein-
Westfalen, Beschluss vom 20. Februar 2019 â�� L 7 AS 2024/18 B â�� juris Rn. 13
und LSG Sachsen-Anhalt, Beschluss vom 8. Oktober 2021 â�� L 4 AS 341/21 B â��
juris Rn. 25; anders wohl BSG, Beschluss vom 6. MÃ¤rz 2023 â�� B 1 SF 1/22 R â��
juris Rn. 26). Das Verfahren ist fÃ¼r den â�� anwaltlich nicht vertretenen KlÃ¤ger
(vgl. insofern Â§ 18 Nr. 3 RVG)Â  gemÃ¤Ã� Â§Â 183 Satz 1 SGG gerichtskostenfrei.
Insofern kommt es nicht darauf an, dass im Ã�brigen GerichtsgebÃ¼hren nur
anfallen, wenn gemÃ¤Ã� Nr. 7504 Kostenverzeichnis zu Â§ 3 Abs. 2 GKG die
Beschwerde verworfen oder zurÃ¼ckgewiesen wird (vgl. auch BSG, Beschluss vom
4. April 2012 â�� B 12 SF 1/10 R â�� juris). 

Â 

Dieser Beschluss kann nicht mit der Beschwerde an das Bundessozialgericht
angefochten werden (Â§ 177 SGG). Denn GrÃ¼nde fÃ¼r eine Zulassung der
weiteren Beschwerde nach Â§ 17a Abs. 4 S. 5 GVG liegen nicht vor.

Â 

Erstellt am: 10.09.2024

Zuletzt verändert am: 22.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                               6 / 6

https://dejure.org/gesetze/SGG/183.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2014%20SF%201/08%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%207%20AS%202024/18%20B
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%204%20AS%20341/21%20B
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%201%20SF%201/22%20R
https://dejure.org/gesetze/RVG/18.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/183.html
https://dejure.org/gesetze/GKG/3.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2012%20SF%201/10%20R
https://dejure.org/gesetze/SGG/177.html
https://dejure.org/gesetze/GVG/17a.html
http://www.tcpdf.org

